
 

 
 

  
 
 
 
FRAUENHELDINNEN e.V. 
Verein für Frauenrechte 

STELLUNGNAHME 

zur Regelung der Leihmutterschaft im „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
strafrechtlichen Verfolgung des Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung sowie zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712“ 

Bezug: Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz (BMJ), Stand 18.05.2026 – im 
Folgenden: der Entwurf. 
Schwerpunkt: § 232 Abs. 1 S. 2 Nr. 6, § 232 Abs. 2 S. 2 Nr. 4, § 232a, § 232b Abs. 1 Nr. 5 und § 
233 Abs. 1 StGB-E (Leihmutterschaft). 
Datum: 24. Juni 2026 

Frauenheldinnen e.V. begrüßt, dass der Entwurf die Ausbeutung im Zusammenhang mit 
Leihmutterschaft erstmals ausdrücklich als Form des Menschenhandels erfasst. In seiner 
vorliegenden Fassung ist der Entwurf gleichwohl abzulehnen und nachzubessern. Denn er 
behandelt die Leihmutterschaft sprachlich und systematisch als eine grundsätzlich zulässige 
„Tätigkeit“, die nur unter besonderen Zusatzbedingungen ausbeuterisch werde. Das verkehrt die 
geltende deutsche Rechtslage und die geschlechterspezifische Schutzrichtung der Richtlinie in ihr 
Gegenteil. 

Wir konzentrieren uns nachfolgend auf die Leihmutterschaft, weil die fundierten und treffenden 
Stellungnahmen der Initiative Geschlecht zählt1 und der Dialogplattform Was ist eine Frau2 
dieses Thema sowie die Prostitution nur streifen.  

 
1Geschlecht zählt, Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen 
Verfolgung des Menschenhandels … sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712“, 
16.06.2026, abrufbar unter https://geschlecht-zaehlt.de/stellungnahme-gesetzentwurf-zur-
umsetzung-der-aenderungsrichtlinie-menschenhandel/. 
2Was ist eine Frau, „Frau Hubig, Sie haben Frauen in Ihrem Gesetzentwurf gegen 
Menschenhandel vergessen!“, 17.06.2026, abrufbar unter https://was-ist-eine-frau.de/hubig-
gesetzentwurf-menschenhandel/. 



 

Den dortigen Ausführungen schließen wir uns vollumfänglich an und machen sie uns zu eigen. 
Das gilt insbesondere im Hinblick auf die fehlende Geschlechterperspektive des Entwurfs wie 
auch auf die transgenderideologische Umdeutung der Begriffe „Frau“ und „Geschlecht“ durch 
das Genderidentitätskonzept, das Geschlecht als objektives Strukturmerkmal der Rechtsordnung 
neu definiert als „Genderidentität".  

Die Kernpunkte im Überblick 
1. Normalisierung durch Formulierung. Die Formulierung „Ausbeutung bei der Ausübung der 

Leihmutterschaft“ (§ 232 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 StGB-E) unterstellt, Leihmutterschaft sei eine im 
Grundsatz legitime „Tätigkeit“, die man „ausübt“ – und die nur dann strafbar werde, wenn 
eine zusätzliche Ausbeutung hinzutritt. 

2. Widerspruch in der Begründung selbst. Die Entwurfsbegründung stellt ausdrücklich fest, 
die „Leihmutterschaft als solche“ stelle keine Ausbeutung dar – konzediert aber im selben 
Atemzug, dass es für sie „keinen angemessenen Preis“ gebe, weil sie verboten ist. Dieser 
Selbstwiderspruch offenbart den Konstruktionsfehler. 

3. Inkonsequenz im System des Entwurfs. Zwangsheirat (Nr. 8) und rechtswidrige 
Organentnahme (Nr. 9) behandelt der Entwurf folgerichtig als per se ausbeuterisch – bei 
der ebenso verbotenen Leihmutterschaft (Nr. 6) macht er die Ausbeutung von einer 
drohenden „schweren Gesundheitsschädigung“ abhängig (§ 232 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StGB-E). 
Dafür gibt es keinen sachlichen Grund. 

4. Geschlechtsspezifische Ausbeutung. Leihmutterschaft trifft ausschließlich Frauen. Die von 
der Richtlinie zwingend geforderte Geschlechterperspektive fehlt damit ausgerechnet dort, 
wo sie unausweichlich ist. 

5. Unsere Forderung. Der Entwurf erhält eine gesetzliche Klarstellung, dass Leihmutterschaft 
als solche eine Form der Ausbeutung ist. Entsprechend wird umformuliert. Neu: 
„Ausbeutung durch Leihmutterschaft“ statt „bei der Ausübung der Leihmutterschaft“.  

Begründung der Stellungnahme 

1. Was der Entwurf regelt 
Der Entwurf nimmt die „Ausbeutung bei der Ausübung der Leihmutterschaft“ in den Katalog der 
Ausbeutungsformen des Menschenhandels auf (§ 232 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 StGB-E). Wann eine 
solche Ausbeutung vorliegt, konkretisiert § 232 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StGB-E: nämlich „insbesondere 
dann …, wenn der Täter das Opfer dazu veranlasst, ein Kind für einen anderen unter 
Bedingungen auszutragen, die geeignet sind, eine schwere Gesundheitsschädigung des Opfers 



 

zur Folge zu haben“. Spiegelbildlich erfassen § 232b Abs. 1 Nr. 5 StGB-E (Veranlassen) und § 233 
Abs. 1 StGB-E (Ausbeutung) die weiteren Tatphasen; § 232a StGB-E stellt die Nachfrageseite 
unter Strafe, wobei nach der Begründung die „Bestelleltern“ Täter sein können. 

Im Ausgangspunkt ist das zu begrüßen.  

Der Systemfehler liegt jedoch im Bezugspunkt der Strafbarkeit: Strafwürdig ist nach dem Entwurf 
nicht die Leihmutterschaft an sich, sondern erst ihre – gesondert nachzuweisende – 
„Ausbeutung“ unter qualifizierten Bedingungen. Das ist systemwidrig: Bereits die normale 
Austragung eines fremden Kindes im Rahmen einer Leihmutterschaft stellt aufgrund der 
erhöhten körperlichen Risiken und der psychisch traumatisierenden Folgen für Mutter und Kind 
eine körperliche und psychische Ausbeutung der weiblichen Reproduktionsfähigkeit dar. Hinzu 
kommt die regelhaft auftretende finanzielle Ausbeutung der austragenden Frau. Aus diesem 
Grund bezeichnet Reem Alsaleem, Sonderberichterstatterin der UNO für Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen Leihmutterschaft als eine Form der Sklaverei und fordert ihre Ächtung. 

2. Der Konstruktionsfehler: Normalisierung durch die Hintertür 
Die Begründung des Entwurfs formuliert den Systemfehler selbst aus. Sie hält fest, die 
„Leihmutterschaft als solche“ stelle „keine Ausbeutung im Sinne des 
Menschenhandelsstrafrechts“ dar, und ergänzt, die „grundsätzlichen Regelungen zur 
Leihmutterschaft in Deutschland“ blieben „unberührt“. Damit wird die Leihmutterschaft 
normativ zu einem grundsätzlich neutralen Vorgang erklärt, der erst durch besondere Umstände 
– vor allem eine drohende schwere Gesundheitsschädigung – in den Bereich des Strafbaren 
rückt. 

Die Begründung verstrickt sich dabei in einen offenen Widerspruch: Im selben Abschnitt räumt 
sie ein, dass sich „zumindest für Taten in Deutschland eine rein ökonomische Betrachtung“ 
verbiete, weil ein „angemessener ‚Preis‘ für die Ausübung der Leihmutterschaft“ hier gar nicht 
existiere – eben weil sie verboten ist. Wenn es aber keinen legalen Maßstab, keinen „Preis“ und 
keine erlaubte „Ausübung“ gibt, dann ist die Rede von einer bloß „ausbeuterischen“ Variante 
einer im Übrigen zulässigen Praxis schon im Ansatz verfehlt. Es gibt keine nicht-ausbeuterische 
Leihmutterschaft, die der Gesetzgeber gegen ihre ausbeuterische Spielart abgrenzen könnte. 

Sprache schafft Wirklichkeit. Wer „Ausübung der Leihmutterschaft“ schreibt, behandelt die 
Leihmutter als jemanden, der eine Tätigkeit ausübt – nicht als Opfer. Wer nur die „Ausbeutung 
bei“ dieser Tätigkeit verbietet, suggeriert eine erlaubte Grundform, die lediglich vor Auswüchsen 
zu schützen sei. Genau diese Lesart ist der Steigbügel für künftigen Lobbyismus zugunsten einer 
„regulierten“, „fair“ ausgestalteten oder „altruistischen“ Leihmutterschaft.  



 

3. Widerspruch zur geltenden deutschen Rechtslage 
Leihmutterschaft ist in Deutschland aus gutem Grund verboten. Sämtliche ärztlichen Handlungen 
zu ihrer Herbeiführung sind nach dem Embryonenschutzgesetz strafbar (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 ESchG: 
künstliche Befruchtung oder Embryonenübertragung bei einer zur Kindesabgabe bereiten 
„Ersatzmutter“). Das Adoptionsvermittlungsgesetz verbietet und pönalisiert zudem die 
Ersatzmuttervermittlung sowie die einschlägige Werbung (vgl. § 13c, § 13d und § 14b 
AdVermiG). Der deutsche Gesetzgeber hat sich also bereits entschieden: Leihmutterschaft soll 
verhindert, nicht reguliert werden. 

Vor diesem Hintergrund ist es ein systematischer Bruch, im neuen § 232 StGB-E von der 
„Ausübung der Leihmutterschaft“ zu sprechen, als handele es sich um eine erlaubte Verrichtung. 
Der Entwurf importiert unreflektiert die permissivere Begriffslogik der Richtlinie („Ausbeutung 
von Leihmutterschaft“) und stülpt sie einer Rechtsordnung über, die die Sache selbst verbietet.  

Die Richtlinie ist ein Mindeststandard (Art. 83 AEUV); sie hindert Deutschland nicht daran, 
schärfer zu regeln und ihrem eigenen Verbotsregime treu zu bleiben. Daher muss der aktuelle 
Entwurf geändert werden. 

4. Die Inkonsequenz im Entwurf: Zwangsheirat und Organentnahme zeigen den Weg 
Dass der Entwurf anders könnte, beweist er an anderer Stelle selbst. Bei zwei verwandten 
Ausbeutungsformen verzichtet er bewusst auf ein zusätzliches Ausbeutungselement: 

1. Zwangsheirat (§ 232 Abs. 1 S. 2 Nr. 8 StGB-E): Die Begründung erklärt, hier sei „auf das 
zusätzliche Erfordernis einer Ausbeutung … verzichtet“ worden; die Zwangsheirat sei „per 
se als ausbeuterisch anzusehen“ – und dies „über die Anforderungen der Richtlinie 
hinaus“. 

2. Rechtswidrige Organentnahme (§ 232 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 StGB-E): Sie erfordert „kein 
eigenständiges Ausbeutungselement“, weil „die Ausnutzung des Opfers … bereits in dem 
Umstand der Rechtswidrigkeit“ liege. 

Beide Wertungen sind richtig – und beide treffen auf die Leihmutterschaft unmittelbar zu. Sie ist 
in Deutschland rechtswidrig (siehe Ziffer 3), und sie instrumentalisiert den Körper einer Frau und 
ein Kind. Nach der eigenen Logik des Entwurfs müsste die Leihmutterschaft daher – wie die 
Organentnahme – schon wegen ihrer Rechtswidrigkeit als per se ausbeuterisch gelten. 
Stattdessen knüpft § 232 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StGB-E die Ausbeutung an die Voraussetzung, dass die 
Austragungsbedingungen geeignet sind, eine schwere Gesundheitsschädigung herbeizuführen. 
Damit fällt die Schwelle ausgerechnet bei der einzigen ausschließlich Frauen treffenden 



 

Ausbeutungsform am höchsten aus. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Ungleichbehandlung 
ist nicht ersichtlich. 

5. Die fehlende Geschlechterperspektive – hier wird sie unausweichlich 
Geschlecht zählt und Was ist eine Frau haben überzeugend dargelegt, dass der Entwurf die von 
der Richtlinie zwingend vorgegebene Differenzierung nach dem Geschlecht durchgängig 
ignoriert. Bei der Leihmutterschaft schlägt dieser Mangel mit besonderer Wucht durch: Eine 
Leihmutter kann ausschließlich eine Frau sein. Leihmutterschaft ist damit ihrem Wesen nach 
geschlechtsspezifische Ausbeutung – sie betrifft Frauen als Gebärende und Kinder als 
Gegenstand der Weitergabe. 

Wer hier geschlechtsneutral von einer „Tätigkeit“ und ihrem „Opfer“ spricht, verfehlt genau die 
Schutzrichtung, die CEDAW, die Istanbul-Konvention und die Richtlinie vorgeben. Die 
geschlechtsblinde Sprache des Entwurfs ist deshalb kein Schönheitsfehler, sondern verfehlt den 
Kern des Schutzguts. 

Das deckt sich mit dem aktuellen Befund auf internationaler Ebene. Die UN-
Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen und Mädchen, Reem Alsalem, kommt in 
ihrem Bericht 2025 zu dem Ergebnis, dass Leihmutterschaft – ob „kommerziell“ oder 
vermeintlich „altruistisch“ – Frauen und Kinder zu Ware mache und ein System von Gewalt,  
Ausbeutung und Missbrauch darstelle; sie ruft die Staaten zu einem vollständigen Verbot auf.3 
Frauenheldinnen e.V. hat bereits im November 2025 in gleicher Richtung gewarnt.4 

 

 

 

 

 

 

 
3UN-Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen und Mädchen, Reem Alsalem, „The 
different manifestations of violence against women and girls in the context of surrogacy“, UN-
Dok. A/80/158 (2025); vgl. OHCHR, Pressemitteilung vom 10.10.2025. 
4Frauenheldinnen e.V., Pressemitteilung „Keine Leihmutterschaft durch die Hintertür!“, 
25.11.2025. 



 

Unsere Forderungen 
 
Wir fordern das Bundesministerium der Justiz sowie den Rechtsausschuss des Deutschen 
Bundestags auf: 

3. Begriff korrigieren. Der Tatbestand ist sprachlich von „Ausbeutung bei der Ausübung der 
Leihmutterschaft“ auf „Ausbeutung durch Leihmutterschaft“ umzustellen. 

4. Leihmutterschaft als per se ausbeuterisch fassen. Bei der Leihmutterschaft – ebenso wie 
bei Zwangsheirat und rechtswidriger Organentnahme – ist auf das zusätzliche Erfordernis einer 
qualifizierten (gesundheits-gefährdenden) Ausbeutung zu verzichten und § 232 Abs. 2 S. 2 Nr. 
4 StGB-E entsprechend zu streichen bzw. zu öffnen. 

1. Verbotscharakter klarstellen. In Tatbestand und Begründung ist unmissverständlich zu 
verankern, dass Leihmutterschaft in Deutschland verboten ist (ESchG, AdVermiG) und dass 
sie durch die Neuregelung nicht als grundsätzlich zulässige Praxis erscheinen darf. 

2. Geschlechterperspektive umsetzen. Die geschlechterspezifischen Vorgaben der Richtlinie 
vollständig umzusetzen – gerade bei der ausschließlich Frauen treffenden 
Leihmutterschaft. 

3. Stellungnahmen einbeziehen. Die Stellungnahmen von Geschlecht zählt und Was ist eine 
Frau, denen wir uns vollumfänglich anschließen, in der weiteren Beratung zugrunde zu 
legen. 

Ergebnis 
Wer die Ausbeutung verbietet, die dahinterstehende Praxis aber unausgesprochen normalisiert, 
öffnet die Tür für eine spätere „regulierte“ Leihmutterschaft. Das wäre ein Verrat an Frauen und 
Kindern. Der Entwurf ist in Bezug auf die Leihmutterschaft abzulehnen und nachzubessern. Wir 
fordern den Gesetzgeber auf, Klartext zu sprechen: Leihmutterschaft ist nicht eine Tätigkeit, bei 
der ausgebeutet werden kann – sie selbst ist Ausbeutung und darf nicht legalisiert werden. 

Frauenheldinnen e.V. 
Eva Engelken, Vorsitzende 
 


